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Änderungsantrag 
 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
 
 
zu dem „Dritten Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen“  
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 
 
Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für 
Bauen, Wohnen und Digitalisierung 
Drucksache 18/19457 
 
 
Die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, den oben genannten 
Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
1.  Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt: 
 
„1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Angabe zu § 74 wird wie folgt gefasst: 
„§ 74 Baugenehmigung, Genehmigungsfiktion, Baubeginn“. 
 
b) Nach der Angabe zu § 89 wird folgende Angabe eingefügt: 
„§ 89a Ausführungsbestimmungen zum Baugesetzbuch“.“ 

 
b) Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa wird durch den folgenden Doppel-

buchstaben aa ersetzt: 
 
„aa) In Nummer 1 wird die Angabe „gemäß Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 
zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauproduk-
ten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. L 88 vom 
4.4.2011, S. 5, L 103 vom 12.4.2013, S. 10, L 92 vom 8.4.2015, S. 118), die zuletzt 
durch Verordnung (EU) Nr. 574/2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 41) geändert 
worden ist,“ durch die Angabe „nach Artikel 3 Nummer 17 der Verordnung (EU) Nr. 
2024/3110 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2024 
zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für die Vermarktung von Bauprodukten 

https://intranet.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19457.pdf
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und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 (ABl. L, 2024/3110, 
18.12.2024) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.“ 

 
c) Nummer 9 wird durch die folgende Nummer 9 ersetzt: 

 
„9. § 17 wird wie folgt geändert: 
 
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung kann bei gleicher Bauart auch für 
genau begrenzte Vorhaben erteilt werden.“ 
 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die 
oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall oder für genau begrenzte und vergleich-
bare Fälle festlegen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist.““ 

 
 

d) Nummer 13 wird durch die folgende Nummer 13 ersetzt: 
 
„13. § 23 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde dürfen unter den Voraus-
setzungen des § 20 Absatz 1 im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn 
ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 18 Absatz 1 nachgewiesen ist. Die Zustim-
mung kann auch für genau begrenzte und vergleichbare Fälle erteilt werden. Wenn 
Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bau-
aufsichtsbehörde im Einzelfall oder für genau begrenzte und vergleichbare Fälle 
festlegen, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist.““ 
 
 

e) Nach Nummer 14 wird die folgende Nummer 15 eingefügt: 
 
„15. In § 31 Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe „und“ durch die Angabe „oder“ 
ersetzt.“ 

 
 

f) Die bisherigen Nummern 15 bis 18 werden zu den Nummern 16 bis 19. 
 
 

g) Die bisherige Nummer 19 wird durch die folgende Nummer 20 ersetzt: 
 
„20. Dem § 46 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Abweichend dazu gilt bei einer Nutzungsänderung eines bestehenden Gebäudes, 
dass jeder Aufenthaltsraum mindestens eine Fensterfläche von einem Zehntel der 
Netto-Raumfläche des Raumes aufweisen muss, mindestens jedoch 0,5 m².““ 

 
 

h) Die bisherigen Nummern 20 bis 22 werden zu den Nummern 21 bis 23. 
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i) Die bisherige Nummer 23 wird durch die folgende Nummer 24 ersetzt: 
 
„24. § 54 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Brandschutzkonzepte für bauliche Anlagen werden von sachverständigen Per-
sonen nach § 87 Absatz 2 für die Prüfung des Brandschutzes oder von öffentlich 
bestellten und vereidigten Sachverständigen für vorbeugenden Brandschutz nach 
§ 36 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 
1999 (BGBl. I S. 202) in der jeweils geltenden Fassung oder von Personen aufge-
stellt, die im Einzelfall für die Aufgabe nach Sachkunde und Erfahrung vergleichbar 
geeignet sind.“ 
 
b) In Absatz 4 wird Satz 3 gestrichen.““ 

 
 

j) Die bisherigen Nummern 24 und 25 werden zu den Nummern 25 und 26. 
 
 

k) Die bisherige Nummer 26 wird zu Nummer 27 und dem § 59 Absatz 2 wird folgen-
der Satz angefügt: 
 
„Bei bestehenden Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, gilt § 49 Absatz 2 ent-
sprechend.“ 

 
l) Die bisherige Nummer 27 wird zu Nummer 28 und Buchstabe a wie folgt geändert: 

 
aa) Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe ccc wird durch den folgenden Drei-

fachbuchstaben ccc ersetzt: 
 
„ccc) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 
„c) Folientunnel für Sonderkulturen oder Gebäude bis zu 4 m Firsthöhe, die 
nur zum vorübergehenden Schutz von Pflanzen und Tieren bestimmt sind 
und die einem land- oder forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betrieb 
dienen,“.“ 
 

bb) Doppelbuchstabe bb wird durch den folgenden Doppelbuchstaben bb er-
setzt:  
 
„bb) Nummer 4 Buchstabe b wird folgt gefasst: 
„b) bauliche Anlagen, die der Telekommunikation, der allgemeinen Versor-
gung mit Elektrizität, Gas, Öl, Wärme und Wasser, Wasserstoff sowie der 
Ver- oder Entsorgung von Kohlenstoffdioxid dienen, wie Transformatoren-, 
Schalt-, Regler- oder Pumpstationen, bis 20 m² Grundfläche und 5 m Höhe 
oder die nach § 35 Absatz 1 Nummer 3 Baugesetzbuch zulässig sind oder 
die Änderung von baulichen Anlagen, die der allgemeinen Versorgung mit 
Elektrizität dienen, wie Transformatoren-, Schaltstationen, einschließlich der 
jeweiligen Nebenanlagen, sofern die Änderung keine Erweiterung des Be-
triebsgeländes vorsieht.““ 
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cc) Nach Doppelbuchstabe cc werden die folgenden Doppelbuchstaben dd bis 
ff eingefügt: 
 
„dd) Nummer 12 wird wie folgt geändert: 
aaa) In Buchstabe e wird nach der Angabe „10 m“ ein Komma eingefügt.“ 
bbb) Nach Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefügt: 
„f) Werbeschilder im Außenbereich, die einem land-, forstwirtschaftlichen 
oder gartenbaulichen Betrieb dienen“. 
ee) Nach Nummer 13 Buchstabe g wird folgender Buchstabe h eingefügt: 
„h) fahrbare Verkaufsstände, die der Vermarktung selbst erzeugter Erzeug-
nisse eines land- oder forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betriebs 
dienen; dies gilt auch dann, wenn diese regelmäßig an einem Ort als Ver-
kaufsstelle abgestellt werden,“. 
ff) Nach Nummer 14 Buchstabe e wird folgender Buchstabe f eingefügt: 
„f) Drohnenlandeplätze.“ 
 

dd)  Der bisherige Doppelbuchstabe dd wird zu Doppelbuchstabe gg.“ 
 
 

m) Die bisherige Nummer 28 wird zu Nummer 29. 
 
 

n) Die bisherige Nummer 29 wird zu Nummer 30 und nach Buchstabe b wird der 
folgende Buchstabe c eingefügt: 
 
„c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird die Angabe „Gemeinde“ durch die Angabe „Bauaufsichtsbe-
hörde“ ersetzt.  
bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
„Die Bauaufsichtsbehörde legt, soweit sie nicht die in Bezug genommene Ge-
meinde ist, eine Ausfertigung der Nutzungsänderungsanzeige unverzüglich der 
Gemeinde vor.““ 

 
 

o) Die bisherige Nummer 30 wird zu Nummer 31 und nach Buchstabe b werden fol-
gende Buchstaben c und d eingefügt: 
 
„c) Die Absätze 5 bis 7 werden aufgehoben. 
d) Absatz 8 wird zu Absatz 5.“ 

 
 

p) Die bisherigen Nummern 31 bis 41 werden zu den Nummern 32 bis 42. 
 
 

q) Die bisherige Nummer 42 wird zu Nummer 43 und Buchstabe a wird durch den 
folgenden Buchstaben a ersetzt: 
 
„a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Die Bauherrschaft hat der Bauaufsichtsbehörde die Einhaltung der Grundriss-
flächen und Höhenlagen der Anlagen zu belegen. Der Nachweis ist durch eine mit 
der Wahrnehmung der Aufgaben nach § 2 des Vermessungs- und Katastergeset-
zes befugte Stelle oder eine sachverständige Person nach § 87 Absatz 2 zu füh-
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ren. Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingenieure 
sind sachverständige Personen nach § 87 Absatz 2.““ 

 
 

r) Die bisherige Nummern 43 und 44 werden zu den Nummern 44 und 45. 
 
 

s) Die bisherige Nummer 45 wird zu Nummer 46 und Buchstabe b wird durch den 
folgenden Buchstaben b ersetzt: 
 
„b) Absatz 2b wird wie folgt gefasst: 
„(2b) Die oberste Bauaufsichtsbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
die erforderlichen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.09.2005, S. 22) sowie der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, 
S. 36), in den jeweils geltenden Fassungen, zu erlassen.““  

 
 

t) Die bisherigen Nummern 46 und 47 werden zu den Nummern 47 und 48. 
 
 

u) Nach der neuen Nummer 48 wird die folgende Nummer 49 eingefügt: 
 

„49. Nach § 89 wird folgender § 89a eingefügt: 
 

„§ 89a 
Ausführungsbestimmungen zum Baugesetzbuch 

 
(1) Bei der Änderung der Nutzung eines Gebäudes mit Hofstelle im Außenbereich 
ist die Frist nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c des Baugesetzbu-
ches als Voraussetzung für die Zulässigkeit der Änderung der Nutzung eines Ge-
bäudes einer Hofstelle im Außenbereich nicht anzuwenden. 
(2) Ist zu einem Vorhaben die Zustimmung der Gemeinde nach § 36a des Bauge-
setzbuches erforderlich, fordert die Bauaufsichtsbehörde die Gemeinde unverzüg-
lich zur Entscheidung über ihre Zustimmung auf. In diesem Fall endet die Frist zur 
Entscheidung nach § 74 Absatz 2 sowie die Frist über den Eintritt der Genehmi-
gungsfiktion nach § 74 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 frühestens einen Monat nach 
dem Eingang der Entscheidung der Gemeinde bei der Bauaufsichtsbehörde oder 
dem Ablauf der Frist nach § 36a Absatz 1 Satz 4 oder Absatz 2 Satz 2 des Bau-
gesetzbuches. 
(3) Absatz 2 gilt für Vorhaben, zu denen die Zustimmung der Gemeinde nach § 
246e Absatz 1 und 2 des Baugesetzbuches in Verbindung mit § 36a des Bauge-
setzbuches erforderlich ist, entsprechend. In den Fällen des § 246e Absatz 1 Satz 
2 oder Satz 3 des Baugesetzbuches kann die Bauaufsichtsbehörde den Lauf der 
Frist des § 74 Absatz 2 oder § 74 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 aufheben, wenn die 
Wahrung der Frist auch bei sachgerechter Beschleunigung nicht möglich er-
scheint. 
(4) Die Bauaufsichtsbehörde informiert die Bauherrschaft unverzüglich über ein-
tretende Änderungen nach den Absätzen 2 und 3.““ 
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v) Die bisherige Nummer 48 wird zu Nummer 50.  
 
 
2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 6 wird durch die folgende Nummer 6 ersetzt: 
 
„6. § 24 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 Satz 1 bis 3 wird wie folgt gefasst: 
„Die Unteren und Oberen Denkmalbehörden treffen ihre Entscheidungen nach An-
hörung der zuständigen Direktorin oder des Direktors eines Landschaftsverban-
des. Die Direktorin oder der Direktor eines Landschaftsverbandes hat ihre oder 
seine Stellungnahme innerhalb von zwei Monaten abzugeben. Äußert sich die Di-
rektorin oder der Direktor eines Landschaftsverbandes nicht innerhalb dieser Frist, 
kann die Denkmalbehörde davon ausgehen, dass Bedenken nicht bestehen.“ 
b) In Absatz 5 wird die Angabe „zwei Jahre“ durch die Angabe „ein Jahr“ ersetzt.  
c) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Die Landesdirektorin oder der Landesdirektor hat das Recht, innerhalb von vier 
Wochen nach Zugang die Prüfung einer unmittelbaren Entscheidung der Obersten 
Denkmalbehörde herbeizuführen.““ 

 
 

b) Nummer 7 wird gestrichen.  
 
 

c) Die Nummern 8 und 9 werden zu den Nummern 7 und 8. 
 
 
3. Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt geändert:  
 

In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Die Kommune kann der“ durch die Angabe „Die 
Kommune kann einer bestehenden oder in Gründung befindlichen“ ersetzt. 

 
 
4. Nach Artikel 3 wird der folgende Artikel 4 eingefügt: 
 

„Artikel 4 
Aufhebung des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-

Westfalen 
 
Das Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen vom 3. Feb-
ruar 2015 (GV. NRW. S. 211), das zuletzt durch Gesetz vom 29. August 2023 (GV. NRW. 
S. 1112) geändert worden ist, wird aufgehoben.“ 

 
 
5. Der bisherige Artikel 4 wird durch den folgenden Artikel 5 ersetzt: 

 
„Artikel 5 

Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. September 2026 in Kraft.“ 
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Allgemeine Begründung: 
 
Das vorliegende Gesetzgebungsvorhaben der Landesregierung wurde in der von Seiten des 
Landtages durchgeführten Sachverständigenanhörung breit gewürdigt. Insbesondere die zahl-
reichen, neu zu schaffenden Erleichterungen in der Bauordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (Artikel 1) werden dazu führen, dass Bauen in Nordrhein-Westfalen noch einfacher wird. 
Mit den vorgesehenen Änderungen werden Anregungen aus der durchgeführten Sachverstän-
digenanhörung aufgegriffen sowie weitere Bürokratie für landwirtschaftliche, forstwirtschaftli-
che und gartenbauliche Betriebe abgebaut. 
 
Die vorgesehenen Änderungen im Denkmalschutzgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (Ar-
tikel 2) folgen dem Anspruch, einen Ausgleich zwischen der Erhaltung von Denkmälern und 
ihrer (Weiter-)Nutzung zu ermöglichen. Ein zukunftsfähiger Denkmalschutz folgt dem Grund-
satz „schützen durch ermöglichen“. Historische und unter Denkmalschutz stehende Gebäude 
müssen auch zukünftig genutzt, modernisiert und wirtschaftlich betrieben werden können. Er-
fahrungen in der Schweiz und in Österreich zeigen, dass dies mit Augenmaß, Verhältnismä-
ßigkeit und Respekt vor dem kulturellen Erbe und dem Eigentum gelingen kann. Es gilt, durch 
kluge, verhältnismäßige und praxistaugliche Lösungen den Fortbestand denkmalrechtlich ge-
schützter Gebäude unter heutigen Rahmenbedingungen zu sichern. Der vorliegende Ände-
rungsantrag verfolgt daher den Ansatz, dass im Jahr 2027 ein Landesdenkmalkongress durch-
geführt wird, der Ansätze pragmatischer Denkmalpflege aufzeigt und in den fachpolitischen 
Diskurs stellt. Der praktische Vollzug der mit dem Denkmalschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
erlassenen Vorschriften wird zum 1. Januar 2029 überprüft, so dass gegebenenfalls weitere 
Konkretisierungen vorgenommen werden können.  
 
 
Begründung zu den einzelnen Änderungen: 
 
zu Artikel 1  
zu Nummer 1 Buchstabe a (Inhaltsübersicht) 
Es handelt sich um notwendige Folgeänderungen in der Inhaltsübersicht.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe b (zu § 2 „Begriffe“) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur des Änderungsbefehls.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe c (zu § 17 „Bauarten“) 
Mit der Änderung des § 17 Absatz 2 und 4 BauO NRW 2018 wird das Verfahren der vorha-
benbezogenen Bauartgenehmigung praxisgerechter, effizienter und weniger bürokratisch aus-
gestaltet. Künftig kann eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung bei gleicher Bauart auch 
für genau begrenzte Vorhaben erteilt werden. Ziel der Änderung ist es, die bauaufsichtlichen 
Verfahren weiter zu beschleunigen, den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und Antragstelle-
rinnen und Antragsteller von wiederkehrenden Genehmigungsverfahren zu entlasten. 
 
In der Praxis werden gleiche Bauarten häufig bei mehreren Bauvorhaben unter vergleichbaren 
technischen und sicherheitsrelevanten Rahmenbedingungen angewendet. Bislang war hierfür 
regelmäßig jeweils eine gesonderte vorhabenbezogene Bauartgenehmigung erforderlich, ob-
wohl die zugrunde liegende technische Bewertung identisch war. Die neue Regelung ermög-
licht eine Bündelung gleichartiger Genehmigungssachverhalte. Dadurch können standardi-
sierte oder wiederkehrende technische Lösungen künftig mit geringerem Verwaltungsaufwand 
behandelt werden. Dies führt sowohl bei den Bauaufsichtsbehörden als auch bei den Antrag-
stellerinnen und Antragstellern zu einer deutlichen Verfahrensvereinfachung. 
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Gleichzeitig bleibt das bauordnungsrechtlich erforderliche Sicherheitsniveau uneingeschränkt 
gewahrt, da die Regelung ausschließlich auf genau begrenzte Vorhaben mit gleicher Bauart 
Anwendung findet und weiterhin eine fachtechnische Bewertung durch die zuständige Bau-
aufsichtsbehörde voraussetzt. 
 
Darüber hinaus wird in § 17 Absatz 4 BauO NRW 2018 die Möglichkeit geschaffen, dass die 
oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall oder für genau begrenzte und vergleichbare Fälle 
festlegen kann, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforderlich ist, sofern Gefahren im Sinne 
des § 3 Satz 1 BauO NRW 2018 nicht zu erwarten sind. Hierdurch können insbesondere tech-
nisch hinreichend bewertete oder sicherheitsrechtlich unkritische Sachverhalte von unnötigen 
Genehmigungsverfahren ausgenommen werden. 
 
Insgesamt dient die Änderung der weiteren Beschleunigung bauaufsichtlicher Verfahren, der 
effizienteren Nutzung personeller Ressourcen sowie der Förderung innovativer und wirtschaft-
licher Bauweisen in Nordrhein-Westfalen. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe d (zu § 23 „Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten 
im Einzelfall“) 
Mit der Ergänzung des § 23 BauO NRW 2018 wird die Möglichkeit geschaffen, Zustimmungen 
der obersten Bauaufsichtsbehörde für die Verwendung von Bauprodukten nicht nur für ein-
zelne konkrete Vorhaben, sondern auch für genau begrenzte und vergleichbare Fälle zu ertei-
len. Darüber hinaus wird ermöglicht, dass die oberste Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall oder 
für genau begrenzte und vergleichbare Fälle festlegen kann, dass eine Zustimmung nicht er-
forderlich ist, sofern Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 BauO NRW 2018 nicht zu erwarten 
sind. 
 
Die Änderung dient der weiteren Vereinfachung und Beschleunigung bauaufsichtlicher Ver-
fahren. In der Praxis werden Bauprodukte häufig mehrfach in technisch und sicherheitsrecht-
lich vergleichbaren Anwendungsfällen eingesetzt. Bislang war hierfür regelmäßig jeweils eine 
gesonderte Zustimmung im Einzelfall erforderlich, obwohl die zugrundeliegende Bewertung 
der Verwendbarkeit identisch war. 
 
Durch die Möglichkeit, Zustimmungen auch für genau begrenzte und vergleichbare Fälle zu 
erteilen, können gleichartige Sachverhalte künftig gebündelt behandelt werden. Dies reduziert 
den Verwaltungsaufwand sowohl für die Bauaufsichtsbehörden als auch für die Antragstelle-
rinnen und Antragsteller erheblich. Zugleich wird der Vollzug der Bauordnung effizienter aus-
gestaltet, da wiederkehrende technische Bewertungen nicht mehrfach durchgeführt und doku-
mentiert werden müssen. Dadurch können personelle Kapazitäten gezielter auf komplexe, 
neuartige oder besonders sicherheitsrelevante Sachverhalte konzentriert werden. 
 
Die ergänzende Regelung zum Verzicht auf eine Zustimmung im Einzelfall trägt zusätzlich zur 
Entbürokratisierung bei. Dadurch können insbesondere Fälle erfasst werden, bei denen auf-
grund der technischen Bewertung oder der geringen sicherheitsrechtlichen Relevanz eine Zu-
stimmung nicht erforderlich erscheint. 
 
Insgesamt leistet die Änderung einen Beitrag zur Modernisierung und Beschleunigung bau-
aufsichtlicher Verfahren sowie zur Förderung eines innovationsfreundlichen und wirtschaftlich 
effizienten Einsatzes von Bauprodukten in Nordrhein-Westfalen. 
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zu Nummer 1 Buchstabe e (zu § 31 „Decken“) 
Die Änderung in § 31 Absatz 4 dient der Klarstellung. Bei den Nummern 1 bis 3 in § 31 Absatz 
4 handelt es sich um alternative Tatbestandsmerkmale. Ein Rechtsfolgeneintritt, wonach Öff-
nungen in feuerwiderstandsfähigen Decken zulässig sind, erfolgt bei Erfüllung einer dieser 
Voraussetzungen. Mit der redaktionellen Änderung wird klargestellt, dass es sich bei den Num-
mern 1 bis 3 nicht um eine kumulative Aufzählung von Tatbestandsmerkmalen handelt, die 
gesammelt für den Eintritt der Rechtsfolge zu erfüllen sind. In der Praxis ermöglicht die Ände-
rung auch Deckenöffnungen innerhalb der Nutzungseinheit auf zwei Geschossen bis 400 m² 
in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 bis 5. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe f  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe g (zu § 46 „Aufenthaltsräume“)  
Die in der Gesetzesbegründung angeführte Orientierung an der niederländischen Bauverord-
nung wird mit der Übernahme der vorgesehenen Änderung (Mindestanteil freier Glasfläche 
von 10 Prozent der Nutzfläche) vervollständigt.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe h  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe i (zu § 54 „Entwurfsverfassende“) 
§ 54 Absatz 3 wird bezüglich der berechtigten Personen an die gängige Formulierung ange-
passt. Für die Erstellung von Brandschutzkonzepten stehen genügend Personen mit Qualifi-
kation als sachverständige Personen nach § 87 Absatz 2 für die Prüfung des Brandschutzes 
oder öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige für vorbeugenden Brandschutz nach 
§ 36 der Gewerbeordnung zur Verfügung. Dieser Kreis entspricht exakt dem Kreis, der aus 
Erfahrung des tragischen Ereignisses am Flughafen in Düsseldorf nach dem damaligen Vor-
schriftenwortlaut „Brandschutzkonzepte erstellen soll“. Mit der neuen Formulierung in § 54 Ab-
satz 3 Satz 1 („sachverständige Personen nach § 87 Absatz 2“) werden zudem sämtliche Per-
sonen aus anderen Bundesländern mit vergleichbaren Anerkennungen zugelassen; hier ent-
fällt in der Folge die bisherige Einzelfallprüfung durch die Unteren Bauaufsichtsbehörden.  
 
Das geltende Gesetz sieht zudem die Möglichkeit vor, dass auch im Einzelfall für die Aufgabe 
nach Sachkunde und Erfahrung vergleichbar geeignete Personen Brandschutzkonzepte auf-
stellen können dürfen. Der Gesetzentwurf der Landesregierung sah vor, diese Einzelfallprü-
fung ersatzlos aufzugeben. Dies begründete sich in der nachvollziehbaren Darstellung der 
Unteren Bauaufsichtsbehörden, die über erhebliche Aufwände und Verfahrensverzögerungen 
berichten, weil aufgrund der geltenden Gesetzesregelung Brandschutzkonzepte nicht haben 
anerkannt werden können. Dies liegt unter anderem daran, dass in der Praxis nicht mit den 
Unteren Bauaufsichtsbehörden vorabgestimmt wird, ob das Brandschutzkonzept im Einzelfall 
von einer anderen Person erstellt werden kann, sondern die ungeeignete Erstellung erst bei 
Einreichung des Bauantrages zutage tritt.  
 
Die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Landesregierung auf der einen Seite vorgesehe-
nen erheblichen Erleichterungen von materiellen Anforderungen und Verfahrensvorschriften 
mit dem Ziel der Kosteneinsparung und Beschleunigung geht auf der anderen Seite mit einer 
Konkretisierung des für das Aufstellen oder Prüfen von Brandschutzkonzepten persönlich und 
fachlich geeigneten Personenkreis einher. Seitens der Landesregierung war der Entfall der 
Einzelfallprüfung mit einer Übergangsfrist von einem Jahr verbunden.  
 
Ungeachtet der vorstehenden Ausführungen wird die ersatzlose Streichung der Einzelfallprü-
fung zurückgenommen. Nichtsdestotrotz ist dafür Sorge zu tragen, dass die Eignung im Ein-
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zelfall vor Einreichung eines Bauantrages künftig geprüft wird; dies trägt dem Verbraucher-
schutz auf der einen Seite sowie dem Verfahrensablauf auf der anderen Seite Rechnung.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe j  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe k (zu § 59 „Bestehende Anlagen“)  
Die Änderung dient einem Verweis im Hinblick bei bestehenden Anlagen, die öffentlich zu-
gänglich sind, auf die dafür geltenden Vorschriften in § 49 Absatz 2. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe l (zu § 62 „Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von An-
lagen“) 
§ 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c regelt klarstellend gegenüber dem Gesetzent-
wurf, dass Folientunnel für Sonderkulturen künftig verfahrensfrei gestellt werden. Dies gilt un-
abhängig von der Fragestellung, ob es sich um eine vorübergehende oder dauerhafte bauliche 
Anlage handelt. Im zweiten Teil der so neu gestalteten Vorschrift wird der bisherige Gesetzes-
wortlaut unter Ergänzung „gartenbaulicher Betriebe“ beibehalten. 
 
Als verfahrensfreie Vorhaben sollen in § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 mit Buchstabe f auch 
Werbeschilder im Außenbereich, die einem land- oder forstwirtschaftlichen oder gartenbauli-
chen Betrieb dienen, als verfahrensfrei eingestuft werden. Zudem soll mit der neuen Nummer 
h in Nummer 13 auch für fahrbare Verkaufsstände, die der Vermarktung selbst erzeugter Er-
zeugnisse eines land-, forstwirtschaftlichen oder gartenbaulichen Betriebs dienen und auch 
dann, wenn sie regelmäßig an einem Ort aufgestellt werden, eine Verfahrensfreiheit eingeführt 
werden. Diese Vereinfachungen tragen den Belangen moderner landwirtschaftlicher und gar-
tenbaulicher Betriebe Rechnung. Als Kernelemente der Direktvermarktung und Kundenbin-
dung schaffen sie den Betrieben Einkommensalternativen und spielen in einem insgesamt 
schwierigen Marktumfeld eine zunehmend entscheidende wirtschaftliche Rolle. 
 
Des Weiteren wird in § 62 Absatz 1 Satz 1 Nummer 14 mit Buchstabe f eine neue Verfahrens-
freiheit für Drohnenlandeplätze (oder auch als Landeplätze für unbemannte Fluggeräte – Lan-
deplätze für UFG) benannt geschaffen: Entsprechende Landeplätze sind gebäudeunabhän-
gige oder auf Gebäuden errichtete Flächen, die dem Starten und Landen unbemannter Luft-
fahrtsysteme dienen. Sofern solche Landeplätze auf Gebäuden errichtet werden, hat die Statik 
des Gebäudes eine zusätzliche Traglast aufnehmen zu können. Unabhängig von der bauord-
nungsrechtlichen Verfahrensfreiheit sind Gesetze, die im Übrigen für Drohnen und/oder Droh-
nenlandeplätze gelten, einzuhalten. Mit der Aufnahme von Drohnenlandeplätze in die verfah-
rensfreien Bauvorhaben wird dem Ausbau dieser Technologie Rechnung getragen.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe m  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe n (zu § 64 „Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren“) 
§ 64 Absatz 3 wird zur Umsetzung des „digital-first“-Ansatzes entsprechend angepasst. Die in 
Absatz 3 geforderte Nutzungsänderungsanzeige wird künftig auch an die Bauaufsichtsbe-
hörde gerichtet, die die Unterlage, sofern sie nicht die in Bezug genommene Gemeinde ist, die 
Unterlagen unverzüglich an die Gemeinde weiterzugeben hat.  
 
zu Nummer 1 Buchstabe o (zu § 67 „Bauvorlageberechtigung“) 
Die Änderung in § 67 mit der Aufhebung der Absätze 5 bis 7 ist in Verbindung mit der Änderung 
von § 87 Absatz 2b („Rechtsverordnungen“) zu sehen. Siehe zur Erläuterung bei Nummer 1 
Buchstabe r zu § 87. 
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zu Nummer 1 Buchstabe p  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe q (zu § 83 „Bauüberwachung“) 
Mit der Neufassung des § 83 Absatz 3 wird die Grundlage gelegt, das bisher zweigeteilte Sys-
tem der Gebäudeeinmessung (Bauordnungs- und Katasterrecht) im Interesse von Kostenre-
duzierung und Verfahrensbeschleunigung zusammenzuführen. Für den hierfür vorgesehenen 
Personenkreis und die damit verbundene Listenführung bedarf es jedoch der untergesetzli-
chen Konkretisierung. Mit dem in der Änderung vorgesehenen Hinweis auf die Tätigkeit als 
sachverständige Person nach § 87 Absatz 2 erfolgt die Konkretisierung über die untergesetz-
liche Rechtsverordnung. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe r  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe s (zu § 87 „Rechtsverordnungen“)  
Die Änderung von § 87 Absatz 2b ist in Verbindung mit der vorgesehenen Aufhebung des § 
67 Absatz 5 bis 7 zu betrachten. Mit der Aufnahme einer Verordnungsermächtigung in § 87 
Absatz 2b sollen auf dem Verordnungswege Regelungen zur europäischen Dienstleistungs-
richtlinie geschaffen werden. Dies ist zuvor bereits für die Berufsqualifikationsanerkennungs-
richtlinie so erfolgt. Damit wird eine bestehende Regelungslücke im Hinblick auf ein Vertrags-
verletzungsverfahren geschlossen. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe t  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe u (zu § 89a „Ausführungsbestimmungen zum Baugesetz-
buch“) 
Nach den Vorschriften über die Örtlichen Bauvorschriften und vor den Übergangsvorschriften 
wird mit § 89a eine Vorschrift eingefügt, die Inhalte des bisherigen Gesetzes zur Ausführung 
des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen zum einen aufnimmt und zum anderen Festle-
gungen über die Anwendung des bundesgesetzlichen „Bau-Turbos“ trifft. In der Folge wird ein 
neuer Artikel 4 eingefügt, der eine Aufhebung des BauGB-AG NRW zum Gegenstand hat.  
 
§ 89a Absatz 1 nimmt den bisherigen Inhalt des BauGB-AG NRW auf. Die Absätze 2 bis 4 
dienen der Anpassung der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen an die Fristen- und 
Verfahrensregelungen, die sich infolge der Einführung des sogenannten „Bau-Turbos“ im 
BauGB ergeben. Um die Frist des § 36a BauGB in Lauf zu setzen und eine schnelle Entschei-
dung über den Bauantrag herbeizuführen, stellt § 89a Absatz 2 Satz 1 klar, dass die Bauauf-
sichtsbehörde die Gemeinde unverzüglich zur Entscheidung über die Zustimmung aufzufor-
dern hat. Dies gewährleistet einen zügigen Beginn der Zustimmungsfrist. 
 
Um insbesondere bei der neu eingeführten Genehmigungsfiktion einen Fristablauf vor Ent-
scheidung der Gemeinde zu verhindern, wird geregelt, dass die Entscheidungsfrist frühestens 
einen Monat nach Zugang der Entscheidung der Gemeinde nach § 36a BauGB abläuft. Wenn 
die Gemeinde nicht ausdrücklich entscheidet und die Zustimmungsfiktion des § 36a Absatz 1 
Satz 4 oder Absatz 2 Satz 2 BauGB eintritt, ist dieser Zeitpunkt maßgeblich. Dies gilt auch in 
dem Fall, dass die Gemeinde ihre Zustimmung unter einer Bedingung, § 36a Absatz 1 Satz 3 
BauGB, erteilt.  
 
Damit verlängert sich das Genehmigungsverfahren nur insoweit, als es nötig ist, um die bun-
desrechtliche Zustimmungsfrist der Gemeinde nach § 36a BauGB zu wahren. Gleichzeitig wird 
sichergestellt, dass der Bauaufsichtsbehörde selbst genügend Zeit bleibt, um auf Grundlage 
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der Entscheidung der Gemeinde über den Bauantrag zu entscheiden. Bei einer zügigen Ent-
scheidung der Gemeinde verbleibt es bei der Frist des § 74 Absatz 2.  
 
Unberührt bleibt die Möglichkeit der Fristverlängerung im begründeten Einzelfall wegen 
Schwierigkeit der Angelegenheit nach § 42a Absatz 2 Satz 3 und 4 VwVfG NRW in Verbindung 
mit § 74 Absatz 3 Satz 1. Dies dürfte insbesondere bei Zustimmung der Gemeinde unter einer 
Bedingung erforderlich sein. Die Schwierigkeit ergibt sich in diesem Fällen regelmäßig aus den 
zwischen der Gemeinde und dem Vorhabensträger zu führenden Verhandlungen über die 
Ausgestaltung der städtebaulichen Anforderungen.  
 
Eine eindeutige Regelung bezüglich des Endes der Frist nach § 36a BauGB ist jedoch nicht 
nur für die Fälle der Genehmigungsfiktion, sondern auch für die Frist zur Entscheidung über 
den Bauantrag im vereinfachten Verfahren nach § 64 und ggf. im Vollverfahren nach § 65 
entscheidend. Daher wird in Absatz 2 Satz 1 ausgeführt, dass die Regelung auch für Entschei-
dungen über den Bauantrag nach § 74 Absatz 2 dieses Gesetzes (zuvor § 71 Absatz 6) gelten 
soll. 
 
zu Nummer 1 Buchstabe v  
Es handelt sich um eine Folgeänderung in der Nummerierung der Änderungsbefehle. 
 
zu Artikel 2  
zu Buchstabe a (zu § 24 „Verfahren“) 
§ 24 wird dahingehend geändert, dass die von Seiten der Landesregierung vorgesehene Än-
derung in § 24 Absatz 4 über Entscheidungen in Angelegenheiten der Bodendenkmalpflege 
im Stand des geltenden Gesetzes beibehalten wird. In § 24 Absatz 2 Satz 2 wird die Frist für 
die Abgabe von Stellungnahmen durch die Landesdirektorin oder den Landesdirektor auf zwei 
Monate verlängert. Im Übrigen entsprechen die Änderungen dem Gesetzentwurf der Landes-
regierung.  
 
zu Buchstabe b (zu § 28 „Landesdenkmalrat“) und Buchstabe c 

Die von Seiten der Landesregierung vorgesehene Änderung in § 28 wird vorerst nicht weiter-
verfolgt. Im Jahr 2027 soll ein Landesdenkmalkongress einberufen werden, in dem Ansätze 
pragmatischer Denkmalpflege aufzeigt und in den fachpolitischen Diskurs gestellt werden sol-
len. Auf die Ausführungen in der „Allgemeinen Begründung“ wird verwiesen.  
 
Buchstabe c nimmt notwendige Folgeänderungen in der Nummerierung auf.  
 
zu Artikel 3  
Die ergänzende Änderung in § 2 Absatz 3 Satz 1 erfolgt mit Blick auf die Eingaben zur Sach-
verständigenanhörung. Die Antragsberechtigung sowohl von bestehenden als auch von in 
Gründung befindlichen Immobilien- und Standortgemeinschaften wird im Sinne der Klarheit 
und Rechtssicherheit explizit formuliert.  
 
zu Artikel 4  
Auf die Ausführungen zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe l (zu § 89a) wird verwiesen. Infolge 
der Integration der Inhalte des bisherigen BauGB-AG NRW in die Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann das BauGB-AG NRW ersatzlos aufgehoben werden.  
 
zu Artikel 5  
Artikel 5 regelt das einheitliche Inkrafttreten des Gesetzgebungsvorhabens zum 1. September 
2026. Damit besteht ausreichend Zeit, die Änderungen auch in den digitalen Fachverfahren 
zu programmieren.  
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